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504.
ABKOMMEN ZWISCHEN DER ÖSTER-
REICHISCHEN BUNDESREGIERUNG
UND DER REGIERUNG DER REPUBLIK
SINGAPUR ÜBER DEN FLUGLINIEN-
VERKEHR ZWISCHEN IHREN HO-
HEITSGEBIETEN UND DARÜBER

HINAUS

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Republik Singapur als Vertrags-
parteien des Abkommens über die Internationale
Zivilluftfahrt und

Von dem Wunsche geleitet, ein Abkommen
zum Zwecke der Errichtung von Fluglinien zwi-
schen ihren Hoheitsgebieten und darüber hinaus
zu schließen,

Sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1
1. Für die Anwendung dieses Abkommens,

sofern nicht der Zusammenhang etwas anderes
erfordert:

a) bedeutet der Ausdruck „die Konvention"
das am 7. Dezember 1944 in Chicago zur
Unterzeichnung aufgelegte Abkommen
über die Internationale Zivilluftfahrt und
schließt alle ,gemäß Artikel 90 dieser Kon-
vention angenommenen Anhänge sowie
Änderungen der Anhänge oder der Kon-
vention gemäß deren Artikel 90 und 94
ein;

b) bedeutet der Ausdruck „Luftfahrtbehör-
den" im Falle der Österreichischen Bundes-
regierung das Bundesministerium für Ver-
kehr und/oder jade andere Behörde, die
zur Ausübung der gegenwärtig von der ge-
nannten Behörde ausgeübten Funktionen
gesetzlich ermächtigt ist; und im Falle der
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Republik Singapur den Minister für Ver-
kehr und jede Person oder Stelle, die zur
Ausübung der gegenwärtig von dem ge-
nannten Minister ausgeübten Funktionen
gesetzlich ermächtigt ist;

c) bedeutet der Ausdruck „namhaft gemach-
tes Fluglinienunternehmen" ein Fluglinien-
unternehmen, welches ein Vertragschlie-
ßender. Teil durch schriftliche Mitteilung
an den anderen Vertragschließenden Teil
gemäß Artikel 3 des vorliegenden Abkom-
mens für den Betrieb von Fluglinien auf
den in dieser Mitteilung festgelegten Flug-
strecken namhaft gemacht hat;

d) bedeutet der Ausdruck „Hoheitsgebiet"
in bezug auf einen Staat die Landgelbiete
und die daran angrenzenden Hoheitsge-
wässer unter der Souveränität, Suzeränität,
dem Schutz oder der Treuhandschaft dieses
Staates;

e) halben die Ausdrücke „Fluglinie", „Inter-
nationale Fluglinie", „Fluglinienunterneh-
men" und „nicht gewerbliche Landung" die
in Artikel 96 der Konvention festgelegte
Bedeutung;

f) bedeuten die Ausdrücke „vereinbarte Flug-
linien" und „festgelegte Flugstrecken" die
im Flugstreckenplan des vorliegenden Ab-
kommens festgelegten internationalen
Fluglinien und Flugstrecken; und

g) bedeutet der Ausdruck „Anhang" die Flug-
streckenpläne in der dem vorliegenden
Abkommen angeschlossenen Form oder in
einer Abänderung gemäß den Bestimmun-
gen von Artikel 14 des vorliegenden Ab-
kommens.

2. Der Anhang stellt einen integrierenden Be-
standteil des vorliegenden Abkommens dar und
jede Bezugnahme auf das Abkommen gilt auch
für den Anhang, wenn kein gegenteiliger Hin-
weis erfolgt.

Artikel 2

1. Jeder Vertragschließende Teil gewährt dem
anderen Vertragschließenden Teil die im vorlie-
genden Abkommen angeführten Rechte zum
Zwecke der Errichtung von Fluglinien auf den
im entsprechenden Flugstreckenplan des Anhan-
ges zum vorliegenden Abkommen festgelegten
Flugstrecken.

2. Vorbehaltlich der Bestimmungen des vor-
liegenden Abkommens genießt das von jedem
Vertragschließenden Teil namhaft gemachte Flug-
linienunternehmen beim Betrieb einer vereinbar-
ten Fluglinie auf einer festgelegten Flugstrecke
die folgenden Rechte:

a) das Hoheitsgebiet des anderen Vertrag-
schließenden Teiles ohne Landung zu über-
fliegen;
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b) im genannten Hoheitsgebiet Landungen zu
nicht gewerblichen Zwecken durchzufüh-
ren; und

c) im genannten Hoheitsgebiet an den für
diese Flugstrecke im entsprechenden Flug-
streckenplan des Anhanges zum vorliegen-
den Abkommen festgelegten Punkten zu
landen, um im Rahmen des internationa-
len Verkehrs Fluggäste, Fracht und Post
abzusetzen und aufzunehmen.

3. Keine Bestimmung des Absatzes 2 dieses Ar-
tikels ist so auszulegen, daß sie dem Fluglinien-
unternehmen eines Vertragschließenden Teiles
das Recht gibt, im Hoheitsgebiet des anderen
Vertragschließenden Teiles Fluggäste, Fracht oder
Post, deren Bestimmungsort im Hoheitsgebiet
dieses anderen Vertragschließenden Teiles liegt,
zur entgeltlichen Beförderung aufzunehmen.

Artikel 3

1. Jeder Vertragschließende Teil hat das Recht,
dem anderen Vertragschließenden Teil ein Flug-
linienunternehmen für den Betrieb der verein-
barten Fluglinien auf den festgelegten Flug-
strecken schriftlich namhaft zu machen.

2. Nach Erhalt dieser Namhaftmachung hat
der andere Vertragschließende Teil vorbehalt-
lich der Bestimmungen der Absätze 3 und 4 die-
ses Artikels dem namhaft gemachten Fluglinien-
unternehmen unverzüglich die entsprechenden
Betriebsbewilligungen zu erteilen.

3. Die Luftfahrtbehörden eines Vertragschlie-
ßenden Teiles können von einem durch den an-
deren Vertragschließenden Teil namhaft gemach-
ten Fluglinienunternehmen den Nachweis ver-
langen, daß es in der Lage ist, die Bedingungen
jener Gesetze und Vorschriften zu erfüllen, die
normaler- und billigerweise gemäß den Bestim-
mungen der Konvention auf den Betrieb inter-
nationaler gewerblicher Fluglinien angewendet
werden.

4. Jeder Vertragschließende Teil hat das
Recht, die Annahme der Namhaftmachung
eines Fluglinienunternehmens zu verweigern
und die Gewährung der in Absatz 2 von
Artikel 2 des vorliegenden Abkommens an-
geführten Rechte an ein Fluglinienunter-
nehmen vorzuenthalten oder zu widerrufen,
oder einem Fluglinienunternehmen für die
Ausübung dieser Rechte die ihm notwendig
erscheinenden Bedingungen aufzuerlegen, wenn
ihm nicht nachgewiesen wird, daß ein wesentli-
cher Teil des Eigentums und die tatsächliche Kon-
trolle dieses Fluglinienunternehmens bei dem
Vertragschließenden Teil, der das Fluglinienun-
ternehmen namhaft gemacht hat, oder bei den
Staatsangehörigen des Vertragschließenden Tei-
les, der das Fluglinienunternehmen namhaft ge-
macht hat, liegen.
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5. Das so namhaft gemachte und zugelassene
Fluglinienunternehmen kann jederzeit nach Er-
füllung der Bestimmungen der Absätze 1 und 2
dieses Artikels den Betrieb der vereinbarten
Fluglinien aufnehmen, vorausgesetzt, daß eine
Fluglinie nicht betrieben wird, wenn kein ge-
mäß den Bestimmungen des Artikels 9 des vor-
liegenden Abkommens erstellter Tarif in bezug
auf diese Fluglinie in Kraft ist.

6. Jeder Vertragschließende Teil hat das Recht,
die Ausübung der in Absatz 2 des Artikels 2 des
vorliegenden Abkommens angeführten Rechte
durch ein Fluglinienunternehmen zu untersagen
oder einem Fluglinienunternehmen für die Aus-
übung dieser Rechte die ihm notwendig erschei-
nenden Bedingungen aufzuerlegen, wenn es das
Fluglinienunternehmen verabsäumt, die Gesetze
und Vorschriften des Vertragschließenden Tei-
les, der diese Rechte gewährt hat, zu befolgen
oder wenn es das Fluglinienunternehmen auf
andere Weise verabsäumt, gemäß den Bedingun-
gen des vorliegenden Abkommens zu handeln;
vorausgesetzt, daß dieses Recht erst nach Bera-
tung mit dem anderen Vertragschließenden Teil
ausgeübt wird, sofern nicht unverzüglich die
Untersagung oder die Auferlegung von Bedin-
gungen erforderlich ist, um weitere Verstöße ge-
gen Gesetze und Vonschriften zu verhindern.

Artikel 4

1. Die von dem von jedem Vertragschließen-
den Teil namhaft gemachten Fluglinienunterneh-
men auf internationalen Fluglinien eingesetzten
Luftfahrzeuge sowie deren übliche Ausrüstung,
Ersatzteile, Kraft- und Schmierstoffvorräte und
Bordvorräte (einschließlich Nahrungsmittel, Ge-
tränke und Tabak) sind bei der Ankunft im Ho-
heitsgebiet des (anderen Vertragschließenden Tei-
les von allen Zöllen, Untersuchungsgebühren
und anderen Abgaben oder Steuern befreit,
vorausgesetzt, daß diese Ausrüstung und Vorräte
bis zur Wiederausfuhr an Bord des Luftfahrzeu-
ges verbleiben.

2. Kraftstoffvorräte, Schmierstoffe, Ersatzteile,
die übliche Ausrüstung der Luftfahrzeuge und
die Bordvorräte, die in das Hoheitsgebiet des
einen Vertragschließenden Teiles von einem nam-
haft gemachten Fluglinienunternehmen des an-
deren Vertragschließenden Teiles oder im Namen
desselben eingeführt oder an Bord des von die-
sem namhaft gemachten Fluglinienunternehmen
betriebenen Luftfahrzeuges gebracht werden und
nur für die Verwendung beim Betrieb internatio-
naler Fluglinien bestimmt sind, sind von allen
Steuern und Abgaben, einschließlich Zölle und
Untersuchungsgebühren, die im Hoheitsgebiet
des ersten Vertragschließenden Teiles eingehoben
werden, befreit, selbst wenn diese Vorräte auf
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dem Flug über dem Hoheitsgebiet jenes Vertrag-
schließenden Teiles, in dem sie an Bord genom-
men wurden, verwendet werden sollen. Es kann
verlangt werden, daß die oben genannten Güter
unter Zollaufsicht oder -kontrolle verbleiben.

3. Die übliche Bordausrüstung, Ersatzteile,
Bordvorräte und Kraft- und Schmierstoffvor-
räte, die an Bord des Luftfahrzeuges eines Ver-
tragschließenden Teiles verbleiben, dürfen im
Hoheitsgebiet des anderen Vertragschließenden
Teiles nur mit Zustimmung der Zollbehörden
dieses Teiles ausgeladen werden; auf Verlangen
dieser Zollbehörden können diese Güter bis zur
Wiederausfuhr oder anderweitigen Verfügung
gemäß den Zollvorschriften unter die Aufsicht
der genannten Behörden gestellt werden.

4. Kraft- und Schmierstoffe, Ersatzteile, die
übliche Bordausrüstung und die Bordvorräte, die
von einem Luftfahrzeug des einen Vertragschlie-
ßenden Teiles im Hoheitsgebiet des anderen Ver-
tragschließenden Teiles an Bord genommen wer-
den und nur für den Flug zwischen zwei Punk-
ten im Hoheitsgebiet des letzteren Vertragschlie-
ßenden Teiles dienen, dürfen in bezug auf Zölle,
Untersuchungsgebühren und andere, ähnliche na-
tionale oder lokale Steuern und Abgaben eine
nicht weniger günstige Behandlung erfahren als
nationale Fluglinienunternehmen oder als das
meistbegünstigte Fluglinienunternehmen, von
dem solche Flüge betrieben wenden.

Artikel 5

Fluggäste, Gepäck und Fracht, die sich im di-
rekten Transitverkehr durch das Hoheitsgebiet
eines Vertragschließenden Teiles befinden und das
für diesen Zweck vorgesehene Gebiet des Flug-
hafens nicht verlassen, dürfen nur einer sehr ver-
einfachten Kontrolle unterzogen werden. Ge-
päck und Fracht im direkten Transitverkehr
ist von Zöllen und ähnlichen Abgaben befreit.

Artikel 6

1. Die Gesetze und Vorschriften eines Vertrag-
schließenden Teiles betreffend den Ein- und Aus-
flug von Luftfahrzeugen im internationalen Luft-
verkehr in sein beziehungsweise aus seinem Ho-
heitsgebiet, oder betreffend Flüge solcher Luft-
fahrzeuge über diesem Hoheitsgebiet gelten für
das namhaft gemachte Fluglinienunternehmen
des anderen Vertragschließenden Teiles.

2. Die Gesetze und Vorschriften eines Ver-
tragschließenden Teiles betreffend den Einflug in
sein Hoheitsgebiet sowie den Aufenthalt in und
den Ausflug aus demselben von Fluggästen, Be-
satzungen, Fracht oder Post, wie Einreise- und
Ausreise- sowie Auswanderungs- und Einwande-
rungsformalitäten, und Zoll- und Gesundheits-
vorschriften, gelten für in Luftfahrzeugen des
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namhaft gemachten Fluglinienunternehmens des
anderen Vertragschließenden Teiles beförderte
Fluggäste, Besatzungen, Fracht oder Post, solange
sie sich innerhab des genannten Hoheitsgebietes
befinden.

3. Jeder Vertragschließende Teil verpflichtet
sich, bei der Anwendung der im vorliegenden Ar-
tikel vorgesehenen Gesetze und Vorschriften
sein eigenes Fluglinienunternehmen gegenüber
dem namhaft gemachten Fluglinienunternehmen
des anderen Vertragschließenden Teiles in keiner
Weise zu bevorzugen.

4. Die Gebühren für die Benützung von
Flughäfen und anderen Einrichtungen eines Ver-
tragschließenden Teiles, die vom namhaft ge-
machten Fluglinienunternehmen des anderen
Vertragschließenden Teiles bezahlt werden, dür-
fen nicht höher sein als jene Gebühren, die von
nationalen Luftfahrzeugen, welche auf interna-
tionalen Fluglinien eingesetzt werden, bezahlt
werden.

Artikel 7

1. Lufttüchtigkeitszeugnisse, Befähigungszeug-
nisse und Ausweise, die von einem Vertragschlie-
ßenden Teil ausgestellt oder als gültig erklärt
wurden, werden während ihrer Gültigkeitsdauer
von dem anderen Vertragschließenden Teil als
gültig anerkannt.

2. Jeder Vertragschließende Teil behält sich
jedoch das Recht vor, für den Flug über seinem
eigenen Hoheitsgebiet die Anerkennung von Be-
fähigungszeugnissen und Ausweisen, die seinen
eigenen Staatsangehörigen vom anderen Ver-
tragschließenden Teil oder von einem anderen
Staat ausgestellt oder als gültig erklärt wurden,
zu verweigern.

Artikel 8

1. Die namhaft gemachten Fluglinienunterneh-
men der beiden Vertragschließenden Teile haben
in gerechter und gleicher Weise Gelegenheit zum
Betrieb der vereinbarten Fluglinien auf den fest-
gelegten Flugstrecken zwischen ihren Hoheits-
gebieten.

2. Beim Betrieb der vereinbarten Fluglinien
hat das namhaft gemachte Fluglinienunterneh-
men eines jeden Vertragschließenden Teiles die
Interessen des namhaft gemachten Fluglinienun-
ternehmens des anderen Vertragschließenden
Teiles zu berücksichtigen, um die Fluglinien, die
das letztere auf denselben Flugstrecken oder
einem Teil hievon bereitstellt, nicht ungebühr-
lich zu beeinträchtigen.

3. Die vereinbarten Fluglinien, die von den
namhaft gemachten Fluglinienunternehmen der
Vertragschließenden Teile bereitgestellt werden,
haben in engem Verhältnis zur Verkehrsnach-
frage der Öffentlichkeit auf den festgelegten
Flugstrecken zu stehen, und ihr Hauptzweck ist
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die Bereitstellung eines Beförderungsangebotes,
das bei angemessener Ausnützung ausreicht, die
laufende und normalerweise voraussehbare Nach-
frage nach Beförderung von Fluggästen, Fracht
und Post von und nach dem Hoheitsgebiet des
Vertragschließenden Teiles, der das Fluglinienun-
ternehmen namhaft gemacht hat, zu decken. Vor-
sorge für die Beförderung von Fluggästen, Fracht
und Post, die an Punkten auf den festgelegten
Flugstrecken in den Hoheitsgebieten anderer
Staaten als des das Fluglinienunternehmen nam-
haft machenden Staates aufgenommen und ab-
gesetzt werden, ist nach dem allgemeinen Grund-
satz zu treffen, daß sich das Beförderungsangebot
zu richten hat nach:

a) der Verkehrsnachfrage nach und von dem
Hoheitsgebiet des Vertragschließenden Tei-
les, der das Fluglinienunternehmen nam-
haft gemacht hat;

b) der Verkehrsnachfrage des Gebietes, welches
das Fluglinienunternehmen durchfliegt,
unter Berücksichtigung anderer Verkehrs-
linien, die von Flugunternehmen der in
dem Gebiet gelegenen Staaten errichtet
wurden; und

c) den Erfordernissen des Flugliniendurch-
gangsverkehrs.

Artikel 9

1. Die auf den vereinbarten Fluglinien anzu-
wendenden Tarife sind unter gebührender Be-
rücksichtigung aller erheblicher Faktoren, ein-
schließlich der Betriebskosten, eines angemesse-
nen Gewinnes, sowie der gebotenen Leistungen
(wie Geschwindigkeit und Bequemlichkeit) und
der von anderen Fluglinienunternehmen für je-
den Teil der festgelegten Flugstrecke angewen-
deten Tarife, in angemessener Höhe festzusetzen.
Diese Tarife werden gemäß den folgenden Be-
stimmungen dieses Artikels erstellt.

2. Die in Absatz 1 dieses Artikels genannten
Tarife sowie die in diesem Zusammenhang
angewendeten Agenturprovisionssätze sind, wenn
möglich, für jede der festgelegten Flugstrecken
von den beteiligten namhaft gemachten Flugli-
nienunternehmen nach Beratung mit anderen
Fluglinienunternehmen, welche dieselbe Strecke
zur Gänze oder zum Teil befliegen, zu verein-
baren; die Vereinbarung ist, wenn möglich, durch
das Tariffestsetzungsverfahren des Internationa-
len Luftverkehrsverbandes zu treffen. Die auf
diese Weise vereinbarten Tarife bedürfen der Ge-
nehmigung durch die Luftfahrtbehörden der bei-
den Vertragschließenden Teile.

3. Können sich die namhaft gemachten Flug-
linienunternehmen nicht auf einen dieser Tarife
einigen, oder kann aus einem anderen Grunde
ein Tarif gemäß den Bestimmungen des Absatzes 2
dieses Artikels nicht vereinbart werden, haben
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die Luftfahrtbehörden der beiden Vertragschlie-
ßenden Teile zu versuchen, den Tarif durch eine
beiderseitige Vereinbarung festzusetzen.

4. Können sich die Luftfahrtbehörden auf die
Genehmigung eines ihnen gemäß Absatz 2 die-
ses Artikels vorgelegten Tarifes oder über die
Festsetzung eines Tarifes gemäß Absatz 3 nicht
einigen, ist die Meinungsverschiedenheit gemäß
den Bestimmungen von Artikel 13 des vorliegen-
den Abkommens beizulegen.

5. Mit Ausnahme jener Tarife, die unter die
Bestimmungen des Absatzes 3 des Artikels 13
des vorliegenden Abkommens fallen, kann kein
Tarif in Kraft treten, wenn die Luftfahrtbehör-
den eines der beiden Vertragschließenden Teile
ihn ablehnen.

6. Sobald Tarife gemäß den Bestimmungen
dieses Artikels festgesetzt worden sind, bleiben
diese Tarife so lange in Kraft, bis gemäß den
Bestimmungen dieses Artikels neue Tarife fest-
gesetzt werden.

Artikel 10

Jeder Vertragschließende Teil gewährt dem
namhaft gemachten Fluglinienunternehmen des
anderen Vertragschließenden Teiles das Recht,
den im Hoheitsgebiet des ersten Vertragschlie-
ßenden Teiles erzielten Überschuß der Einnah-
men über die Ausgaben an seine Zentrale/ihre
Zentralen zu überweisen. Der Oberweisungsmo-
dus muß jedoch den Devisenbestimmungen des
Vertragschließenden Teiles, in dessen Hoheitsge-
biet die Einnahmen erzielt wurden, entspre-
chen.

Artikel 11
Die Luftfahrtbehörden eines jeden Vertrag-

schließenden Teiles haben den Luftfahrtbehörden
des anderen Vertragschließenden Teiles auf deren
Ersuchen periodische und andere statistische Un-
terlagen zur Verfügung zu stellen, die billiger-
weise zum Zwecke der Überprüfung des Beförde-
rungsangebotes, das von dem namhaft gemachten
Fluglinienunternehmen des ersten Vertragschlie-
ßenden Teiles auf den vereinbarten Fluglinien
bereitgestellt wird, verlangt werden können.
Diese Unterlagen müssen alle Angaben enthalten,
die zur Feststellung des Verkehrsaufkommens,
das vom namhaft gemachten Fluglinienunterneh-
men auf den vereinbarten Fluglinien befördert
wurde, sowie zur Feststellung der Herkunft und
Bestimmungsorte dieses Verkehrs erforderlich
sind.

Artikel 12
Um eine enge Zusammenarbeit in allen Ange-

legenheiten betreffend die Erfüllung des vorlie-
genden Abkommens zu gewährleisten, finden re-
gelmäßige und häufige Beratungen zwischen den
Luftfahrtbehörden der Vertragschließenden Teile
statt.
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Artikel 13

1. Wenn zwischen den Vertragschließenden
Teilen eine Meinungsverschiedenheit über die
Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens
entsteht, bemühen sich die Vertragschließenden
Teile in erster Linie, diese auf dem Verhand-
lungswege beizulegen.

2. Kommen die Vertragschließenden Teile auf
dem Verhandlungswege zu keiner Einigung:

a) können sie vereinbaren, die Meinungsver-
schiedenheit einem im beiderseitigen Ein-
verständnis ernannten Schiedsgericht oder
einer anderen Person oder Stelle zur Ent-
scheidung vorzulegen; oder

b) wenn sie keine derartige Vereinbarung
treffen oder wenn sie zwar vereinbart ha-
ben, die Meinungsverschiedenheit einem
Schiedsgericht vorzulegen, aber zu keiner
Einigung bezüglich der Zusammensetzung
des Schiedsgerichtes kommen, kann jeder
der beiden Vertragschließenden Teile die
Meinungsverschiedenheit jedem für eine
solche Entscheidung zuständigen Schiedsge-
richt, welches gemäß der vorliegenden Be-
stimmung innerhalb der Internationalen
Zivilluftfahrtorganisation geschaffen wer-
den könnte, oder, wenn es kein solches
Schiedsgericht gibt, dem Rat der genann-
ten Organisation zur Entscheidung vorle-
gen.

3. Die Vertragschließenden Teile verpflichten
sich, jede nach Absatz 2 dieses Artikels ergan-
gene Entscheidung zu befolgen.

4. Wenn und so lange es einer der beiden Ver-
tragschließenden Teile oder ein namhaft gemach-
tes Fluglinienunternehmen eines Vertragschlie-
ßenden Teiles verabsäumt, eine nach Absatz 2
dieses Artikels ergangene Entscheidung zu befol-
gen, kann der andere Vertragschließende Teil
alle Rechte oder Privilegien, die er auf Grund
des vorliegenden Abkommens dem säumigen
Vertragschließenden Teil oder dem namhaft
gemachten Fluglinienunternehmen dieses Ver-
tragschließenden Teiles oder dem säumigen nam-
haft gemachten Fluglinienunternehmen gewährt
hat, einschränken, vorenthalten oder widerru-
fen.

Artikel 14

1. Wenn einer der Vertragschließenden Teile
es für wünschenswert hält, eine Bestimmung des
vorliegenden Abkommens abzuändern, kann er
um Beratung mit dem anderen Vertragschlie-
ßenden Teil ersuchen; diese Beratung, die zwi-
schen den Luftfahrtbehörden stattfinden und
mündlich oder schriftlich geführt werden kann,
hat innerhalb eines Zeitraumes von sechzig (60)
Tagen nach dem Zeitpunkt des Ersuchens zu be-
ginnen. Eine auf diese Weise vereinbarte Abände-
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rung tritt sechzig (60) Tage nach ihrer Bestäti-
gung durch diplomatischen Notenwechsel in
Kraft.

2. Abänderungen des Flugstreckenplanes wer-
den von den Luftfahrtbehörden der Vertrag-
schließenden Teile vereinbart und treten sechzig
(60) Tage nach dem Tage des diplomatischen No-
tenwechsels in Kraft.

3. Tritt ein allgemeines multilaterales Abkom-
men über den Luftverkehr in Kraft, an das beide
Vertragschließenden Teile gebunden sind, wird
das vorliegende Abkommen so geändert, daß es
den Bestimmungen eines solchen Abkommens
entspricht.

Artikel 15

Jeder Vertragschließende Teil kann dem ande-
ren Vertragschließenden Teil jederzeit seinen
Wunsch bekanntgeben, das vorliegende Abkom-
men zu kündigen; diese Mitteilung ist gleichzei-
tig der Internationalen Zivilluftfahrtorganisation
zur Kenntnis zu bringen. In einem solchen Fall
läuft das Abkommen zwölf (12) Monate nach
dem Zeitpunkt des Empfanges der Mitteilung
durch den anderen Vertragschließenden Teil
ab, sofern die Kündigung nicht vor Ablauf die-
ses Zeitraumes einvernehmlich zurückgezogen
wird. Wenn keine Empfangsbestätigung durch
den anderen Vertragschließenden Teil erfolgt,
gilt die Kündigung vierzehn (14) Tage nach
ihrem Empfang durch die Internationale Zivil-
luftfahrtorganisation als eingegangen.

Artikel 16

Das vorliegende Abkommen und jeder Noten-
wechsel gemäß Artikel 14 wird bei der Interna-
tionalen Zivilluftfahrtorganisation registriert. Das
vorliegende Abkommen tritt sechzig (60) Tage
nach dem Zeitpunkt seiner Unterzeichnung in
Kraft.

Zu Urkund dessen haben die unterfertigten
Bevollmächtigten, von ihren Regierungen hie-
zu ordnungsgemäß ermächtigt, das vorliegende
Abkommen unterzeichnet.

Geschehen am 8. August 1978 zu Singapur in
deutscher und englischer Sprache, wobei beide
Texte gleichermaßen authentisch sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Dr. Karl Peterlik

Österreichischer Botschafter

Für die Regierung der Republik Singapur:

Tan Kwang Hung

Direktor der Zivilluftfahrtsbehörde
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ANHANG

FLUGSTRECKENPLAN I

Vom namhaft gemachten Fluglinienunternehmen der Österreichischen Bundesregierung zu
betreibende Flugstrecke:

FLUGSTRECKENPLAN II

Vom namhaft gemachten Fluglinienunternehmen von Singapur zu betreibende Flugstrecke:

Anmerkungen: (i) Dem jeweils namhaft gemachten Fluglinienunternehmen steht es frei, einen
oder mehrere der Punkte auf den in den Flugstreckenplänen I und II des
Anhanges festgelegten Flugstrecken bei einem oder allen Flügen auszulassen,
vorausgesetzt, daß diese Flüge im Hoheitsgebiet des Vertragschließenden Teiles,
der das Fluglinienunternehmen namhaft gemacht hat, ihren Ausgang nehmen.

(ii) Das namhaft gemachte Fluglinienunternehmen jedes Vertragschließenden Teiles
hat das Recht, seine Fluglinien im Hoheitsgebiet des anderen Vertragschließen-
den Teiles zu beenden.
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Das vorstehende Abkommen tritt gemäß seinem Art. 16 am 7. Oktober 1978 in Kraft.

Kreisky
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505 .
Notenwechsel vom 24. August 1978 über
die Errichtung vorgeschobener österreichi-
scher Grenzdienststellen am Grenzübergang

Simbach-Innbrücke

AUSWÄRTIGES AMT
510-511.13/3 OST

V e r b a l n o t e

Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Öster-
reichischen Botschaft mitzuteilen, daß die für
die Grenzabfertigung zuständigen obersten Bun-
desbehörden der Bundesrepublik Deutschland in
Ausführung von Artikel 1 Absatz 3 des Ab-
kommens vom 14. September 1955 zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und der Repu-
blik Österreich über Erleichterungen der Grenz-
abfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffs-
verkehr *) folgende Vereinbarungen über die Er-
richtung vorgeschobener österreichischer Grenz-
dienststellen am Grenzübergang Simbach-Inn-
brücke vorschlagen:

Artikel 1

Am Grenzübergang Simbach-Innbrücke wer-
den auf deutschem Gebiet vorgeschobene öster-
reichische Grenzdienststellen errichtet.

Artikel 2

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4
Absatz 3 des Abkommens vom 14. September
1955 umfaßt

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützten Flächen, Anlagen
und Räume, und zwar
— die Innbrücke von der gemeinsamen

Grenze bis zur Innstraße;
— die Innstraße einschließlich der Geh-

steige von der Innbrücke bis zur Ein-
mündung der Gartenstraße;

— den Hochwasserdamm zu beiden Seiten
der Innstraße jeweils bis zu den Gabe-
lungen des Dammweges;

— die zu den Gebäuden Innstraße Nr. 46
und 48 gehörenden Grundstücke sowie
den Zufahrtsweg von der Innstraße
zum Hof des Hauses Innstraße Nr. 46;

— die beiden Abfertigungskioske auf dem
Hochwasserdamm;

— den Untersuchungsraum im Kellerge-
schoß des Gebäudes Innstraße Nr. 48;

— den Gemeinschaftsraum (Unterrichts-
raum) im Kellergeschoß des Gebäudes
Innstraße Nr. 46;

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 240/1957

— die sanitären Anlagen und alle Ver-
bindungswege in den Erd- und Keller-
geschossen der Gebäude Innstraße
Nr. 46 und 48 sowie im 1. Oberge-
schoß des Gebäudes Innstraße Nr. 48;

b) die den österreichischen Bediensteten zur
alleinigen Benützung überlassenen Räume,
und zwar
— das gesamte Erdgeschoß des Gebäudes

Innstraße Nr. 46 ausgenommen den
gemeinsam benützten Flur;

— im Gebäude Innstraße Nr. 48 im
1. Obergeschoß die in der Westhälfte
gelegenen fünf Räume mit dem dazu-
gehörigen Flur, im Erdgeschoß den
Raum rechts neben dem Eingang und
den Raum neben der Kellertreppe sowie
im Kellergeschoß die beiden Räume
unter der Toilette und unter dem Haus-
eingang.

Artikel 3

Mit dem Inkrafttreten dieser Vereinbarung
tritt die Vereinbarung vom 12. Juni 1974 über
die Errichtung vorgeschobener österreichischer
Grenzdienststellen am Grenzübergang Simbach-
Innbrücke **) außer Kraft.

Das Auswärtige Amt beehrt sich vorzuschlagen,
daß durch den Austausch dieser Verbalnote und
der Antwortnote der Österreichischen Botschaft
die vorstehende Regelung eine Vereinbarung im
Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens
vom 14. September 1955 bildet, die am 1. No-
vember 1978 in Kraft tritt und die auf diplo-
matischem Wege unter Einhaltung einer Frist
von sechs Monaten je auf den ersten Tag eines
Monats gekündigt werden kann.

Das Auswärtige Amt benutzt diesen Anlaß,
die Österreichische Botschaft erneut seiner aus-
gezeichneten Hochachtung zu versichern.

Bonn, den 24. August 1978

L.S.

An die
Österreichische Botschaft

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
Zl. 112.05/28-A/78

V e r b a l n o t e
Die Österreichische Botschaft beehrt sich, dem

Auswärtigen Amt den Empfang seiner Verbal-
note vom 24. August 1978, 510-511.13/3 OST,
zu bestätigen, deren Text wie folgt lautet:

**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 341/1974
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„Das Auswärtige Amt . . . (es folgt der weitere
Text der deutschen Eröffnungsnote) . . . ver-
sichern."

Die Botschaft beehrt sich, dem Auswärtigen
Amt mitzuteilen, daß die Österreichische Bun-
desregierung damit einverstanden ist, daß die
vorgeschlagene Regelung durch den Austausch
der Verbalnote des Auswärtigen Amtes und die-
ser Antwortnote eine Vereinbarung im Sinne
des Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 bildet, die am 1. November
1978 in Kraft tritt und die auf diplomatischem
Wege unter Einhaltung einer Frist von sechs
Monaten je auf den ersten Tag eines Monats
gekündigt werden kann.

Die Österreichische Botschaft benützt gerne
auch diesen Anlaß, dem Auswärtigen Amt den
Ausdruck ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern.

Bonn, am 24. August 1978

L. S.

An das
Auswärtige Amt
53 Bonn — 1

Kreisky

506.

Der Nationalrat hat beschlossen:

1. Die Abgabe der nachstehenden Erklärung wird genehmigt.

2. Der Staatsvertrag ist im Sinne des Art. 50 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz durch Erlassung
von Gesetzen zu erfüllen.

(Übersetzung)

E r k l ä r u n g
gemäß Artikel 4 Absatz 1 des
Übereinkommens (Nr. 102)
über die Mindestnormen der

Sozialen Sicherheit *)

Die Republik Österreich er-
klärt gemäß Artikel 4 Absatz 1
des Übereinkommens über die
Mindestnormen der Sozialen
Sicherheit, die Verpflichtungen
aus dessen Teil IV zu über-
nehmen.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Vizekanzler gegengezeichnete Erklärung
wurde am 1. September 1978 hinterlegt; der Teil IV des Übereinkommens ist gemäß seinem Art. 4
Abs. 2 für Österreich am selben Tag in Kraft getreten.

Kreisky

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 33/1970. Der Geltungsbereich des Übereinkommens mit Stand 1. Sep-
tember 1978 ist in BGBl. Nr. 507/1978 kundgemacht.
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5 0 7 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 10. Oktober 1978 betreffend den
Geltungsbereich des Übereinkommens
(Nr. 102) über die Mindestnormen der Sozia-

len Sicherheit

Nach Mitteilungen des Generaldirektors des
Internationalen Arbeitsamtes gehörten dem
Übereinkommen (Nr. 102) über die Mindest-
normen der Sozialen Sicherheit (BGBl. Nr. 33/
1970, Kundmachung betreffend die Übernahme
der Verpflichtungen aus dem Teil IV des Über-
einkommens durch Österreich BGBl. Nr. 506/
1978), am 1. September 1978 folgende Staaten
an, die angegeben haben, die Verpflichtungen
aus dem Übereinkommen für die nachstehenden
Teile zu übernehmen:

Barbados (Teile III, VI, X), Belgien (Teile II
bis V und VII—X), Bolivien (Teile II, VII, VIII),
Bundesrepublik Deutschland (Teile II, IV, VII
und VIII), Costa Rica (Teile II und V—X),

Dänemark (Teile II, IV—VI und IX), Frank-
reich (Teile II und IV—IX), Griechenland
(Teile II—VI und VIII—X), Irland (Teile III,
IV und X), Island (Teile V, VII und IX), Israel
(Teile V, VI und X), Italien (Teile V, VII und
VIII), Japan (Teile III—V), Jugoslawien (Teile II
bis V, VIII und X), Libyen (Teile II, IV, VII
und VIII), Luxemburg (Teile II—V und VII—X),
Mauretanien (Teile V—VII, IX und X), Mexiko
(Teile II, III, V, VI und VIII—X), Nieder-
lande (Teile II—IV, VII und VIII), Niger (Teile V
bis VIII), Norwegen (Teile II, IV, VI und
VII), Österreich (Teile II, IV, VII und VIII),
Peru (Teile II, III, V, VIII und IX), Schweden
(Teile II, IV, VII und VIII), Schweiz (Teile VI
und VII), Senegal (Teile VII und VIII), Türkei
(Teile II, III, V, VI und VIII—X), Vereinigtes
Königreich von Großbritannien und Nordirland
(Teile II—V, VII und X).

Kreisky
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